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Informationsfreiheitsgesetz (IFG)

Vermittlung bei Ihrer Anfrage „Themen der Kabinettssitzungen Klimaschutz“ [#159301]

Sehr geehrter Herr ████,

aufgrund Ihrer Bitte um Vermittlung bei Ihrem IFG - Antrag an das Bundeskanzleramt vom 

21. Juli 2019 habe ich die informationspflichtige Behörde um Stellungnahme gebeten. Di e-

se teilte mir mit, dass es sich bei d en erfragten Informationen um Umweltinformationen 

im Sinne des § 2 Abs. 3 UIG handele. Gemäß § 5 Abs. 2 UIG erfolgt die Ablehnung eines 

schriftlich gestellten Antr ags ebenfalls in schriftlicher F orm. Zwar ist nach § 5 Abs. 2 Satz 2 

UIG auf Verlangen des Antragstellers die Ablehnung eines Antrags auch in elektronischer 

Form mitzuteilen, jedoch ist vorlie gend der hierfür erforderliche elektronische Z ugang 

nicht eröffnet, da der Antrag über das Internetportal „ fragdenStaat “ gestellt wurde.

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.2.2017 – 7 C 31.15 – ist der Begriff 

der Umweltinformation im Sinne des § 2 Abs. 3 UIG weit auszulegen. E ntscheidend ist, 

dass sich die M aßnahme (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen wie Gesetze, Pläne, Pr o-

gramme und Umweltvereinbarungen ) bzw. das Vo r ha ben auf U m wel t be stan d te i le o der 

U m wel tfa k t o ren au s wi r ken oder wah r schei n lich au s wi r ken kann.

Da Ihre Anfrage somit unter das UIG fäl lt, ist die Bitte um Mitteilung einer Postanschrift -

wie mit Schreiben vom 24. Juli 2019 geschehen - durch das Bu ndes kanz ler amt nicht zu 

bean sta n den.
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Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

█████

████████████████████████████████████████████▏


